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Drucksache 1035 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Post- und Fernmeldewesen 
(31. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zu den Verträgen des Welt- 
postvereins vom 11. Juli 1952 

— Drucksache 585 — 


A. Bericht des Abgeordneten Siebei: 


I. Allgemeines 

Der Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zu den Verträgen des 
Weltpostvereins vom 11. Juli 1952 wurde in der 
37. Plenarsitzung des Deutschen Bundestages am 
8. Juli 1954 dem Ausschuß für Post- und Fernmelde- 
wesen (federführend) und dem Ausschuß für aus- 
wärtige Angelegenheiten (beteiligt) zur weiteren 
Bearbeitung überwiesen. 

Mit Schreiben vom 14. Oktober 1954 des Aus- 
schusses für auswärtige Angelegenheiten wurde 
dem Ausschuß für Post- und Fernmeldewesen mit- 
geteilt, daß der Ausschuß für auswärtige Angele- 
genheiten in seiner Sitzung am 13. Oktober 1954 
beschlossen hat, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Der Ausschuß für Post- und Fernmeldewesen hat 
daraufhin in seiner Sitzung am 9. November 1954 
einstimmig beschlossen, dem Gesetzentwurf in der 
Fassung der Drucksache 585 ebenfalls unverändert 
zuzustimmen. 


II. im einzelnen 

Auf die schriftliche Begründung zum Entwurf 
eines Gesetzes über den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zu den Verträgen des Welt- 
postvereins vom 11. Juli 1952 (Drucksache 585) wird 
Bezug genommen. 


Die am 11. Juli 1952 in Brüssel abgeschlossenen 
Verträge des Weltpostvereins sind am 1. Juli 1953 
an Stelle der bis dahin geltenden Verträge des 
Weltpostvereins von Paris (1947) in Kraft getreten. 
Seit dem 1. Juli 1953 wird der internationale Post- 
dienst nach den Bestimmungen der Verträge von 
Brüssel durchgeführt. 

Nach einer Anweisung der Alliierten Besatzungs- 
mächte bilden die Verträge des Weltpostvereins 
auch die Grundlage für den Auslandspostdienst der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Dem Ausschuß für Post- und Fernmeldewesen 
erschien es zweckmäßig und erwünscht, diesen Zu- 
stand dahingehend zu ändern, daß die Verträge zu 
deutschem Recht erhoben und dadurch als für die 
Deutsche Bundespost und ihre Postbenutzer rechts- 
verbindlich erklärt werden. Darüber hinaus ist es 
aber auch erforderlich, daß die Bundesrepublik 
Deutschland an den Beschlüssen und Entscheidun- 
gen des Weltpostvereins mitwirken und damit 
Einfluß auf die Gestaltung des internationalen 
Postdienstes nehmen kann. Dieser Zustand ist auf 
dem Gebiet des Fernmeldewesens bereits durch 
den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum 
Internationalen Fernmeldeverein — Gesetz über 
den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum 
Internationalen Fernmeldevertrag Atlantic City 
1947 vom 29. Januar 1952 (BGBl. II S. 341) — er- 
reicht worden. 


Bonn, den 9. November 1954 


Siebei 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1'. dem Gesetzentwurf — Drucksache 585 — unver- 
ändert nach der Vorlage zuzustimmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Pe- 
titionen durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 für 
erledigt zu erklären. 

Bonn, den 9. November 1954 

Der Ausschuß für Post- und Fernmeldewesen 
Diekmann Siebei 

Vorsitzender Berichterstatter 
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